
1507 der Beilagc::nzu denstenographischen Protokollen des NationalratesXIII. GP 

Bericht 

des Bautenausschusses 

über die Regierungsvorlage (1422 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Vermes­
sungsgesetz, das Liegenschaftsteilungsgesetz 

sowie das Luftfahrtgesetz geändert werden 

Durch die gegenständliche Regierungsvorlage 
soll den seit dem Inkrafttreten de9 Vermessungs­
gesetzes gewonnenen Erfahrungen Rechnung ge­
tragen wer,dem Drubei soll auch die Möglichkeit 
eröffnet werden, unter vereinfachten Verfanrens­
bedingungen aUe jene Grundstücke in den Grenz­
katastel" überzuführen, die von Teilungen in 
Katastralgemeinden, in denen ,das neue Anle­
gungsverfahren bereits eingeleitet ist, betroffen 
sind. Davon ist eine hedeutende Beschleuniguilig 
bei der Schaffung des Grenzkatasters' zu er­
warten. 

§ 1 Abs. 1 Z. 3 und Abs. 2 ,des Liegenschafts­
teilungsgesetzes wurde dem § 10 Abs. 2 lit. c 
Ziviltechnikergesetz hinsichtlich des Erfordernis­
ses ,der einschlägigen praktii>chen Betätigung ange­
paßt. Weiters soll .die Berechtigung zur Verfas­
sung von Plänelll gemäß ,§ 1 Ahs. 2' .des Vermes­
sungsgesetzes erlösdlen, wenn ein Bediensteter, 
auf (den die entsprechenden Voraussetzungen zu­
treffen, nicht mehr :besch:iftigt wil1d. 

Die Erweiterung ,des § 130 .A!bs. 2 Luftfahrt­
gesetz ist durch die letzte Entwicklung derWis­
senschaft und Technik notwellidig geworden. 
Neben einer Anpassung an veränderte Bezeich­
nungen ,der dort erwähnten Bundesministerien 
soll der Begriff "Vermessungsaufnahmen" durch 
den Begriff "Messungsaufnanmen" ersetzt wer­
den. 

Der Bautenausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 6. März 
1975 in Verhandlung genommen. An der Debatte 
heteiligten sich außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten S 'a m wal ,d, Hag s pie 1, 

Dipl.-Ing. Ha n r eie h, Sc h rot tel" sowie 
Bun'desminister für Bauten und Technik Mo se r. 

Von den Abgeordneten Sam wal d und 
Hag s pie 1 wurden Abänderungsanträge ge­
stellt. Weiters wurde von ,den Ahgeordneten 
Sam wal d, Sc h rot t e rund Dipl.­
lng. H a n r eie h bzw. von den Abgeordneten 
B ab a ni t.z und Dr. G ruh e r ein gemein­
samer Abänderungsanu3!g gestellt. 

Bei der Ahstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung des .A!bänderungs­
antrages der Ahgeordneten :g a ban i t z und 
Dr. Gruher zu Art. I Z. 7 (§ 18), Z. 13 
(§ 39 Abs. 1) und Z. 16 (§ 43 Albs. 1), Art. Ir 
Z. 1 (§ 1 Abs. 1 Z. 3) sowie des Albänderungs-
antrages der .A!bgeordneten Sam wal d, 
S ehr 0 t tel" und Dipl.-Ing. H a n r eie h 
zu Art. I Z. 2 (§ 1 Z. 7 und 8) teils einstimmig, 
teils mehrstimmig angenommen. 

Die Ahänderungsanträge ,der Abgeordneten 
B aha n i t z und Dr.· G ruh er beinhalten 
dil~ Korrektur eines Zitierungsfehlers bzw. Bei­
strichfehlers. Zu ,den: Albänderungsanträg.en der 
Ahgeordneten S!.l m wal d, S ehr 0 t t e rund 
Dipl.-Ing. Ha 11: r eie h zu Art. I Z. 2 wäre 
folgendes zu bemerken: 

Die Neufassung des § 1 Z. 7 und 8 hat 
keine Erweiterung ,des Wirkungsbereiches des 
Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen 
zum Ziele, sondern dient ausschließHch der fach­
lichen und spramlichen KlarsteIlung. 

Die ,derzeitige Fassung der Regierungsvorlage 
könnte alber auch so ausgelegt wer:den, daß zu 
den Aufga!ben der Landesvermessung - die vom 
:Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen 
wahrzunehmen sind - auch ,die topographische 
Landesaufnahme 0 h n e deren kartographisme 
Bearbeitung zu zäh1en sei. Vom Bundesamt für 
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2 1507 der Beilagen 

Eich- und Vermessungswesen wird die topo~ 
graphische Landesaufnahme a!ber ausschließlich 
zum Zwecke der kartographischen Bearbeitung 
durchgeführt, s'Odaß ,die im Abänderungsantrag 
enthaltene Formulierung ,die tatsächlichen Ver­
hältnisse besser wiedergibt. 

Babanitz 
Beridlterstatter 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der B~uten­
ausschuß somit ,den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem a n g e s chI 0 s sen enG e set z­
e n t w u r f (1422 der Beilagen) die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 6. März 1975 

Regensburger 
Obmann 

0/. 
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\ 1507 der Beilagen 

.;. 

Bunde~gesetz vOm XXXXXXXXXXX, 
mit demdaä Verme$~ungsgesetz, das Liegen­
scbaftsteiluilisgesetz sOwie das Luftfahrt­

gesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

pas Vermessungsgesetz, BGBI. Nr. 306/1968, 
in der . Fassung der Kundmamung BGBI. 
Nf. 124/1969, wird wie folgt geändert: 

1. Der Kurztitel hat zu lauten: ,,(Vermessungs-
gesetz - VermG)" 

2. Die §§ 1 und 2 haben zu lauten: 

,,§ 1. Aufgaben der Landesvermessung sind 
1. die Grundlagenvermessungen, ,und zwar 
a) die' Schaffung und Erhaltung eines eng­

maschigen Festpunktfeldes, 
b) die astronomism-geodätischen Arbeiten für 

die Zwecke ·des Festpunktfeldes und solme 
zur Erforschung der Erdgestalt, 

c) die Schaffung und Erhaltung von Höhen­
punkten besonderer Genauigkeit (Präzi­
sionsnivellement) und 

d) die Arbeiten zur Erforsdiung des Smwer­
kraftfeldes der Erde und für die geo­
physikalische Landesaufnahme; 

2. die teilweise Neuanlegung des. Grenz­
katasters; 

3. die allgemeine Neuanlegung des Grenz­
katasters; 

4. die ühernahme der Ergebnisse eines Ver­
{ahrens der Agral"behöI1den inden Angelegen­
heiten ·der Bodenreform in den Grenzkataster; 

5. die Führung des Grenzkatasters; 

6. die Amtshandlungen im Zusammenhang mit 
dem -Grenzkataster ; 

7. die topo.graphische Landesaufnahme zum 
Zwecke der kartographi&men Bearbeitung; 

8. die Herstellung der staatlidJ.en Landkarten; 

9. die Herstellung von Messungsaufnahmen 
aus Zivilluftfahrzeugen im Fluge; 

10. die Vermarkung und Vermessung der 
Staatsgrenzen. 

§ 2. (1) Unbeschadet der im Liegensmafts­
teilungs gesetz, BGBl. Nt. 3/1930, im Zivil­
temnikergesetz, BGBI. Nr. 146/1957, und in den 
Landesgesetzen in den Angelegenheiten der 
Bodenreform vorgesehenen Befugnisse sind die 
in § 1 angeführten Aufgaben von dem dem 
Bundesministerium für Bauten und Technik nam­
geordneten Bundesamt für Eich- und Vermes­
sungswesen und den Vermessungsämt~rn zu be­
sorgen. 

(2) Das Bundesamt für Eim- und Vermessungs­
wesen, dessen .örtlicher Wirkungsbereich das 
gesamte Bu~desgebiet umfaßt, hat die in § 1 
Z. 1, 3, 4 und 7 bis 10 angeführten Aufgaben 
zu besorgen. 

(3) Die dem Bundesamt für Eich- ,und Ver­
messungswesen . nachgeordneten Vermessungs­
ämter haben die übrigen in § 1 angeführten Auf-
gaben zu besorgen. ' 

(4) Die Errichtung, die Auflassung und den 
Sprengel der Vermessungsämter hat der Bundes­
minister für Bauten und Technik nach Maßgabe 
der Erfordernisse der Landesvermessurig durch 
Verordnung zu bestimmen. . 

(5) Das Bundesamt für Eich- und Vermessungs­
wesen kann nach .Maßgabe der Erfordernisse der 
Landesvermessung vermessungstechnische Arbei­
ten von Ingenieurkonsulenten für Vermessungs­
wesen durchführen lassen." 

3. § 4 hat zu lauten: 

,,§ 4. (1) Die Organe der Vermessungsbehörden 
sind unbeschadet der Bestimmungen des Eisen­
bahngesetzes 1957, BGBI. Nr. 60, des Luftfahrt­
gesetzes, BGBl. Nr. 253/1957, so'wie der Bundes-

2 
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4 1507 der Beilagen 

gesetze über militärisme Sperrgebiete, BGBl. 
Nr. 204/1963, und über militärisme Munitions­
Ia,ger, BGBl. Nr. 197/1967, befugt, zur Durm­
führung ihrer im § 1 Z. 1 bis 7 angeführten 
Aufgaben 

1. jedes Grundstück mit Ausnahme der darauf 
errimteten Gebäude zu betreten und, soweit 
es die Bewirtsmaftungsverhältnisse erlauben, 
zu befahren, 

2. einzelne, die Vermessungsarbeiten hindernde 
Bäume, Sträumer und sonstige Pflanzen im 
notwendigen Umfang zu beseitigen und 

3. alle erforderlimen Vermessungszeichen und 
Grenzzeimen anzubringen. 

(2) Bei Ausübung der Befugnisse nam Abs. 1 
sind Beeinträmtigungen' der Ausübung von Rem­
ten an den Grundstücken soweit. wie möglim 
zu vermeiden. 

(3) Der Grundstückseigentümer ist von, deJ; 
Errimtung eines auf ,Dauer bestimmten Ver­
messungszeimens und dessen Lage ohne unnöti­
gen Aufsmub in Kenntnis zu setzen." 

4. Die §§ 6 und 7 haben zu lauten: 

,,§ 6. (1) Die auf Grund der bisherigen Vor­
smriften sowie die auf Grund der VorsChriften 
dieses Bundesgesetzes errichteten Vermessungs­
zeimen dürfen unbesmadet des Abs. 2 nur von 
Organen d~s Bundesamtes für Eim- und Ver­
messungswesen und der Vermessungsämter . ver­
ändert oder entfernt werden. 

(2) Das Vermessungsamt hat auf Antrag der 
Eigentümer oder der zur Bauführung Beremtig­
ten ohne unnötigen Aufsmub die zeitweise oder 
dauernde Versetzung oder die Entfernung von 
Vermessungszeimen zu veranlassen oder die Ent~ 
fernung zu bewilligen, wenn dies durm eine Bau­
führung oder eine sonstigewesentlime Verände­
rung am Grundstück notwendig wird. 

§ 7. (1) Katastralgemeinden sind diejenigen 
Teile der' Erdoberfläme, die im Grenzkataster 
oder im Grundsteuerkataster als solme nament­
lim bezeimnet sind. 

(2) Die Neuschaffung, Änderung oder Auf­
lassung von Katastralgemeinden ist vom Bundes­
amt für Eim- und Vermessungswesen nam 
Anhörung der Gemeinde im Einvernehmen mit 
dem Präsidenten des zuständigen Oberlandes­
gerimtes anzuordnen, wenn 

1. eine Änderung von Ortsgemeindegrenzen 
eintritt, die zugleim Grenzen von Katastral­
gemeinden sind, 

2. dies zur Erh-altung der topographismen Ab-
grenzung erforderlim ist, oder . 

3. dies im Interesse der Verwaltungsverein­
famung liegt. 

(3) Die Benennung von Katastralgemeinden ist 
vom Bundesamt für Eim- und Vermessungs­
wesen nam Anhörung der Gemeinde im Ein­
vernehmen' mit dem Präsidenten des zuständigen 
Oberlandesgerimtes anzuordnen, wenn dies 
anläßlim der Neusmaffung von Katastralgemein­
den oder zur Vermeidung von Verwechslungen 
notwendig ist. 

(4) Die Verordnungen gemäß Abs. 2 und 3 
sind in dem vom Bundesamt für Eim- und 
Vermessungswesen herauszugebenden "Amts­
blatt für das Vermessungswesen" kundzumamen. 
Sie treten, soweit darin nimt ein späteres Inkraft­
treten angeordnet ist, am Tage nam ihrer Ver­
lautbarung in Kraft. 

(5) Vom Inkrafttreten der Veror,dnung sind die 
Gemeinden, das Amt der Landesr~gierung, die 
Ingenieur kammer (LänderkamIrler}>.. d~e Nota­
riatskamrrter (Länderkammer) 'und die Remts­
anwaltskammer (Läilderkammer) in Kenntnis Zu 
setzen. 

(6) Nam Inkrafttreten der Verord.nung sind 
das Grundbum und der Grenzkataster von 
Amts wegen zu berimtigen." 

5. Nam § 7 ist folgender ,§ 7 a einzufügen: 

,,§ 7 a. (1) Ein Grundstück ist jener Teil ei~er 
Katastra'Lgemeinde, der im Grenzkataster oder im 
Grundsteuerkataster als solmer mit einer eigenen 
Nummer bezeimnet ist. ' 

(2) Grundstücke werden durm Grundbums­
besmluß oder im Zuge der Neua'nlegung des 
Grundbuches neu gebildet oder ge1ösmt." 

6. Die §§ 9 bis 14 haben zu lauten: 

,,§ 9. (1) Der Grenzkataster besteht aus dem 
temnismen Operat,dem Grundstücksverzcimnis 
und den Gruildbesitzbogen. 

(2) Das temnisme Operat umfaßt 
1. die temnismen Unterlagen zur Lagebestim­

mung der Festpunkte und der Grenzen der 
Grundstücke, 

2. die temnismen Unterlagen für die Ersicht­
lichmachungen und 

3. die Katastralmappe, die im System der 
'Landesvermessung (3-Grad-Streifen-Systeme 

der Gauß-Krüger-Projektion mit den Be­
zugsmerLdianen 28, 31 und 34 Grad ösdich 
von Ferro) angelegt ist und zur Darstellung 
der Festpunkte, der Grenzen der Grundstücke, 
der Abgrenzungen der Benützungsarten und 
allfälliger weiterer Angaben zur' leimteren 
Kenntlimmamung der Grundstücke be­
stimmt ist. 

(3) Das Grundstücksverzeichnisenthält für 
jedes Grundstück 

1. die Grundstücksnunimer, 
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2. die BenütZlungsarien,' 
3. das Flächenausmaß,getrennt nach Benüt­

Zlungsarten, 
4. die sonstigen Angaben zur leichteren Kennt­

lichmachung und 
5. die Eintragungen (§ 11). 

(4) Die Grundbesitzbogen sind Auszüge aus 
dem Grundstücksverzeichnis, die alle in einer: 
Katastralgemeinde gelegenen, demselben Eigen­
tümer entweder allein oder bei jeweils gleicher 
Verteilung der Anteile mit denselben Personen 
gemeinsam gehörigen Grundstücke enthalt'en. 

§ 10. (1) Die Benützungsarten und deren Min­
destausmaße ,sind im Anhang zu diesem Bundes­
gesetz festgelegt. 

(2) Weist ein Grundstück mehrere Benützungs­
arten auf, so sind diejenigen in den Grenz­
kataster ,einzutragen, Ideren Flächen ,das Mindest­
ausmaß übersteigen. Alle übrigen Flächen sind, der 
Benützungsart mit' dem größten Fläch,enausmaß 
zuzure,chnen. Wind al,lch dadurch das Mindest­
ausmaK nicht erreicht, so ist ',diese Benützungsart 
ein:l;Utragen. 

(3) Die ,Anderung einer Benützungsart ist nur 
einzutragen, wenn 

1. das Gr~ndstück' nur eine Benützungsart auf­
weist, 

2. sie eine Änderung von Eintragungen nach 
Abs . .2 zur Folge hat oder 

3. der Unterschied zwischen dem bisherigen 
und,demneuen Flächenausmaß das Mindest­
ausmaß übersteigt. 

§ 11. (1) Die Eintragungen 111 den Greriz-
kataster sind ' 

1. Einverleibungen von Änderungen der Gren­
zen von Grundstücken gemäß den Grund­
buchsbeschlüssen, 

2. Anmerkungen der Mitteilungen der Ver­
messungsämter an die Grundbuchsgerichte 
über Amtshandlungen gemäß §§ 12 und 34, 
der Berichtigungsverfahren gemäß § 13, der 
Rechtsfolgen gemäß § 31 Abs. 4 oder der 
gemäß § 39 erteilten Bescheinigungen und 

3. Ersichtlichmachungen der Flächenausmaße 
auf Grund der Angaben in den Plänen (§§ 37 
und 43 Abs. 5) oder in Ermangelung solcher 
auf Grund 'der von den Vermessungsämtern 
vorzunehmenden Ermittlungen" der vor,­
läufig festgesetzten Grundstücksnummern, 
der Benützungsarten und der sonstigen An­
gaben auf Grund von, Mitteilungen der zu­
ständigen Behörden oder in Ermangelung 
,solcher auf Gru~d von Erhebunge~. 

(2) Sofern sich aus Abs. 3 nidltsanderes 

(3) Ist e111e sonstige Angabe zur leichteren 
Kenntlichmachung der Grundstücke '.in' der 
Katastralmappe dargestellt, kann die Eintragung 
im Grunidstücksverz,eichnis entfallen. 

§ 12. (1) Zwei oder mehrere Grundstücke 
können vereinigt werden, wenn ' 

1. sie in derselben Katastralgemeinde gelegen 
, sind und zusammenhängen; 

2. ihre 'Eigentums~ und Be1astung~verhältnisse 
gleich sind und ' 

3. die Ver:einigung im ~nteresse der Verwal­
tUl).gsvereinfachung liegt und yermessungs­
technische Erwägungen nicht entgegenstehen. 

(2) Wenn die im Abs; 1 Z. 1 und 3 angeführten 
Voraussetzungen vorliegen, hat, dies, das Ver­
messungs amt auf Antrag des Eigentümers öder 
von Amts wegen mit dessen Zustimmung zu 
beurkunden. " 

(3) Die Vereinigung ist vom Grundbuchsgericht 
auf Grund der Beurkundung vorzunehmen, wenn 
die im' Abs. 1" Z. 2 angetührte Voraussetzung 
vorliegt. Bei Beurteilung dieser Frage haben 
Dienstbarkeit'en, die :aUf bestimmte räumliche 
Grenzen beschränkt sind' (§ 12 Abs. 2 des All­
,gemeinen Grundbuchsgesetzes 1955, BGB!. 
Nr. 39), außer Betracht'zu bleiben. 

§ 13~ (1) Ergibt ~ich, daß die Neuanlegu,ng 
des Grenzkatasters oder eine in diesem enthaltene 
Einverleibung oder Anmerkung mit ihrer Grund~ 
lage nicht im Einklang steht oder fehlerhaft ist, 
so ist von Amts wegen oder auf, Antrag des 
Eigentümers ',die Berichtigung mit Bescheid zu 
verfügen. ' ' 

(2) Die Einleitung eilles Verfahrens nach Abs. 1 
ist im Grenzkataster anzumerken. Die Anmer­
kung hat zur Folge, daß für die bet~offenen 
Grundstücke die Angaben' des Grenzkatasters 
nicht als verbindlicher Nachweis nach § 8, Z. 1 
anzusehen sind und der Schutz d'es guten ,Glau-
bens nach § 49 ausgeschlossen ist. ' 

(3) Nach Eintritt der Rechtskraft des Beschei­
des nach Abs. 1 ist die Berichtigung vorzunehmen 
und die Anmerkung zu löschen. 

§ 14. (1) Der Grenzkataster ist öffentlich. 

(2) Jedermann kann zu den festgesetzten 
Zeiten den Grenzkataster unter Aufsicht eines 
Organs des Vermessungs amtes ,einsehen. 

(3) Die Einsichtnahme in die technischen 
Unterlagen für die Ersichtlichmachung gemäß 
§9 Abs~2i.2 ist jedoch insoweit zu heschrän., 
ken, als mili'tärische Interessen dies erfordern." 

7. Die §§ 15 bis 18 haben zu lauten: ' 

ergibt, sind die Eihtragungen 1m Grundstücks~ .,,§ 15. (1) Die Einführung'des Grenzkatasters 
verzeichnis vorzunehmen. in einer Katastralgemeinde erfolgt 
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1. durch die grundstü,*-sweise vorzunehmende 8. Nach § 18 ist folgender § 18 a einzufügen: 
Umwandlung des Grundsteuerkatasters in ,,§ 18 a.(I) Die Eigentümer der angrenzenden 
einen Grenzkataster (teilweise Neuanlegung Grundstücke, für die keine Zustimmungserklä­
§§ 16 bis 20) oder . rung beigebracht worden ist, sind von der beab-

2. durch die Neuanlegung des gesamten Grenz- . sichtigten Umwandlung gemäß § 17 Z. 1 oder 3, 
katasters (allgemeine Neuanlegung §§ 21 unter Anschluß einer Belehrung über die Rechts-
bis 32). folgen der Umwandlung, in Kenntnis zu setzen. 

(2) Eine Neuanlegung kann nur in den Kata- (2) Werden innerhalb von vier Wochen keine 
stralgemeinden erfolgen, für die ein Festpunkt- Einwendungen gegen die beabsichtigte Umwand­
feld gemäß §. 1 Z. 1 lit. a vorhanden ist. lung erhoben, so gelten die im Plan dargestellten 

§ 16. (1) Das Verfahren zur teilweisen Neuan­
legung ist vom Bundesamt für Eich- und Vermes­
sungswesen nach Maßgabe der Erfordernisse der 
Landesv~rmessung anzuordnen. 

(2) Die Verordnung ist im ,Amtsblatt für das 
Vermessungswesen" kundzumachen. Sie tritt, 
soweit darin nicht ein späteres Inkrafttreten ange­
ordnet ist, am Tage nach Ihrer Verlautbarung 
in Kraft. 

(3) Vom Inkrafttreten der Verordnung sind 
die Gemeinde, in der die Neuanlegung vorge­
nommen wird, das Amt der Landesregierung, die 
Ingenieurkammer (Länderkammer), die Nota­
riatskammer (Länderkammer) und die Rechts­
anwaltskammer (Länderkammer) in Kenntnis zu 
setzen. 

§ 17. Die Umwandlung (§ 15 Abs. 1 Z. 1) er­
folgt 

1. auf Antrag des Eigentümers gemäß § 18, 

2. auf Grund einer 2;U diesem Zwecke vorge­
nommenen Grenzvermessung (§ 34 Abs. 1), 

3. auf Grund eines Beschlusses des Grundbuchs­
gerichtes nach einer sonstigen Grenzvermes­
sung hinsichtlich der Grundstücke, deren 
Grenzen zur Gänze von der Grenzvermes-' 
sung erfaßt sind und für die eine Zustim­
mungserklärung der Eigentümer der angren­
zenden Grundstücke zum Verlauf der 
Grenze beigebracht wird, 

4. auf Grund eines Beschlusses des Grundbuchs­
gerichtes oder der Neuanlegung des Grund­
buches nach einem Verfahren der Agrar­
behö.rden in den Angelegenheiten der Boden­
reform hinsichtlich der Grundstücke, deren 
Grenzen zur Gänze von der Grenzvermes­
sung erfaßt sind oder 

5. von Amts wegen im Falle des § 18 a Abs. 2 
und der §§ 19 und 41. 

§ 18. Dem Antrag auf Umwandlung gemäß 
§ 17 Z. 1 hinsichtlich eines Grundstückes ist ein 
Plan einer der im § 1 Abs.·l Z. 1, 3 und 4 sowie 
Abs. 2 des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 3/1930, bezeichneten Personen oder Dienst­
stellen, der den Voraussetzungen der §§ 37 und 43 
entspricht, anzuschließen." 

Grenzen als anerkannt und ist die Umwandlung 
vorzunehmen. 

(3) Werden solche Einwendungen erhoben, so 
ist 

1. der Antrag gemäß § 17 Z. 1 zurückzuweisen, 
2. im Falle des § 17 Z. 3 die Eintragung 1m 

Grundsteuerkataster vorzunehmen." 

9. Die §§ 19 bis 22 haben zu buten: 

,,§ 19. Sind alle an ein Grundstück angren­
zenden Grundstücke bereits im Grenzkataster 
enthalten, so hat das Vermessungsamt die Um­
wandlung hinsichtlich dieses Grundstückes von 
Amts wegen vorzunehmen. 

§ 20. (1) Die Umwandlung gemäß § 17 Z. 3 
und 4 ist gemeinsam mit der Bescheinigung gemäß 
§ 39 mit Bescheid unter der Bedingung zu ver­
fügen, daß der Plan im Grundbuch durchgeführt 
wird. 

(2) In allen übrigen Fällen ist die Umwand­
lung mit Bescheid zu verfügen und nach Eintritt 
der· Rechtskraft desselben im Grundstücksver­
zeichnis des Grundsteuerkatasters einzutragen. 

§ 21. Die allgemeine Neuanlegung des Grenz.~ 
katasters ist nach Maßgabe der Erfordernisse der 
Landesvermessung sowie der Sparsamkeit und 
der Wirtschaftlichkeit durchzuführen 

1. zur Ergänzung des Grenzkatasters in den 
Katastralgemeinden, in denen das Verfahren 
der teilweisen Neuanlegung angeordnet ist 
oder 

2. zur Wiederherstellung eines vernichteten 
oder unbrauchbar gewordenen Grenzkata­
sters. 

§ 22. (1) Das Verfahren zur allgemeinen Neu­
anlegung ist vom Bundesamt für Eich- und Ver­
messungswesen anzuordnen. 

(2) Die Verordnung ist im ,Amtsblatt für das 
Vermessungswesen" kundzumachen. Sie tritt am 
Tage nach ihrer Verlautbarung in Kraft. 

(3) Vom Inkrafttreten der Verordnung sind 
die Gemeinde, in der die Neuanlegung .vorge­
nommen wird, das Amt der Landesregierung, die 
Ingenieurkammer (Länderkammer), die Nota­
riatskammer (Länderkammer) und die Rechts­
anwaltskammer (Länderkammer) in Kenntnis zu 
setzen. 
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(4) Während der Dauer des Verfahrens geht 
,die Zuständigkeit für die in § 1 Z. 5 und 6 ange­
führten Aufgaben auf das Bundesamt für Eich­
und Vermessungswesen über." 

10. Die §§ 28 bis 31 haben zu lauten: 

,,§ 28. (1) Die Grundlage für die Anlegung 
des Grenzkatasters bilden 

1. die Niederschriften über die Grenzverhand­
lungen in den Fällen, in Clenefl der Grenz­
verlauf festgelegt wurde (§ 25 Abs. 1) oder 
in denen der von den übrigen bt.!teiligten 
Eigentümern angegebene Grenzverlauf maß­
gebend ist (§ 25 Abs. 3 und 5), 

2. rechtskräftige gerichtlime Entsmeidungen 
im s\:reitigen oder, wenn ihnen nicht ein 
späteres Urteil entgegensteht, im außerstrei­
tigen Verfahren! 

3. gerimtlime Vergleime. 

(2) Auf Grund der im Abs. 1 angeführten 
Urkunden und auf Grund der Vermessung ist 
unter Berücksimtigung der inzwischen im Grund­
steuerkataster vorgenommenen Eintragungen 
vom Bundesamt für Eich- und Vermessungs­
wesen der Entwurf des Grenzkatasters :tu erstel­
len und das Richtigstellungsverfahren anzuord­
nen. 

(3) Der Entwurf ist auch dann zu erstellen, 
wenn die Grundlagen (Abs. 1) hinsimtlim ein­
zelner Grundstücke noch fehlen. Diese Grund­
stücke sind im Entwurf gesondert kenntlich zu 
mamen. 

§ 29. (1) Die Verordnung gemäß § 28 Abs. 2 
hat zu enthalten 

1. die ;Bezeimnung der Katastralgemeinde, für 
welche die Neuanlegung erfolgt ist, 

2. die Bezeichnung des Ortes, wo der Entwurf 
eingesehen werden k;mn, 

3. den Beginn und die Dauer des Richtigstel­
lungsverfahrens, welme mindestens sems 
Wochen zu betragen hat. 

(2) Die Verordnung ist im ,Amtsblatt für das 
Vermessungswesen' kundzumachen. Sie tritt am 
Tage nach ihrer Verlautbarung in Kraft. 

(3) Vom Inkrafttreten der Verordnung sind 
die Gemeinde, in der die Neuanlegung vorge­
nommen wird, das Amt der Landesregierung, die 
Ingenieurkammer (Länderkammer), die Nota­
rjatskammer (Länderkammer) und die Rechts­
anwaltskammer (Länderkammer) in Kenntnis zu 
setzen; , 

(4) Vom Beginn des Richtigstellungsverfahrens 
an sind Eintragungen (§ 11) nur noch' im Ent­
wurf vor:tunehmen. 

§ 30. (1)' Während des Richtigstellungsverfah­
rens können von den beteiligten Eigentümern 
Einwendungen gegen den Entwurf dahdngehend 
erhoben werden, ,daß 

1. die Gren:ten nicht entsprechend der in § 28 
Abs. 1 angeführte~ Grundlagen und der 
in:twischen eingetretenen Veränderungen im 
Entwurf enthalten sind oder 

2. die Verfahrensvorschriften nicht eingehalten 
wuIiden. 

(2) Ober jede Einwendung ist eine mündliche 
Verhandlung je nach Erfordernis an Ort und 
Stelle oder in der Kanzlei, in der der Entwurf 
aufliegt, ab:tuhalten. 

(3) Wird den Einwendungen stattgegeben, so 
ist nach Eintritt der Rechtskraft des Bescheides 
der Entwurf entsprechend richtigzustellen. 

§ 31. (1) Nach Absmluß des RichtigsteUungs­
verfahrens ist die Beendigung der allgemeinen 
Neuanlegung und das Inkrafttreten des Grenz­
katasters vom Bundt.!samt für Eim- und Vermes­
sungswesen anzuordnen. 

(2) Die Verordnung ist im ,Amtsj,latt für das 
Vermessungswesen" kundzumamen. Sie tritt am 
Tage nach ihrer Verlautbarung in Kraft. 

(3) Vom Inkrafttreten der Verordnung sind 
die Gemeinde, in der die Neuanlegung vorge­
nommen wird, das Amt der Landesregierung, Clie 
Ingenieurkammer (Länderkammer), die Nota­
riatskammer (Länderkammer) und die Remts­
anwaltskammer (Länderkammer) ifl Kenntflis zu 
setzen. 

(4) Der Grenzkataster kann aum in Kraft 
gesetzt werden, wenn die Grundlagen gemäß 
§ 28 Abs. 1 hinsichtlim einzelner Gr1,lndstücke 
nom fehlen oder über Einwendungen nom nicht 
remtskräftig entsmieden wurde. Die betroffenen 
Grundstücke sind in der Verordnung anzufüh­
ren. Im Grundstücksverzeimnis ist anzumerken, 
daß für diese Gf1.mdstü~e der § 8 Z. 1 und die 
§§ 40, 49 und 50 keine Anwendung finden. 

(5) Nam Vorliegen der Grundlagen oder nach 
Absmluß der auf Grund der Einwendungen ein­
geleiteten Verfahren ist die' Berichtigung des 
Grenzkatasters mit Bescheid zu verfügen und 
nam Eintritt der Remtskraft desselben vorzu­
nehmen; gleimzeitig ist die Anmerkung zu 
löschen." 

11. N aeh § 31 ist folgender § 31 a einzufügen: 

,,§ 31 a. Werden Grundstücke, die nom nieht 
im Grenzkataster enthalten sind, durm die Knde­
rung einer Katastralgemeinde, in der das Ver­
fahren zur allgemeinen Neuanlegung abgesmlos­
sen ist, in diese übertragen, so ist in der hierüber 
gemäß § 7 zu erlasseflden Verordnung das Ver­
fahren zur teilweisen Neuanlegung anzuordnen." 
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12. § 32 hat zu lauten: 

.,,§32 .. Bei einer Neuanlegung gemäß § 21 Z. 1 
gelten folgende Sonder bestimmungen : . 

1. Für bereits im Grenzkataster enthaltene 
Grundstücke haben die Grenzverhandlungen 
gemäß §§ 24 bis 26 und die Vermessung 
gemäß § 27 zu' entfallen; anstelle der Nie­
derschriften und der Vermessungen' treten 
die Angahen des Grenzkatasters. 

2. Für Grenzen zwischen den in -der Z. 1 ange­
führten und den anderen" Grundstücken 

.. haben die Festlegungen (§ 25 Abs. 1) zu ent­
fallen; an ihre Stelle treten die Angaben des 
Grenzkatasters. " 

13. Die §§ 33 bis 39 haben zu lauten: 

,,§ 33. Amtshandlungen gemäß § 1 Z. 6 sind 
1. Grenzvermessungen (§§ 34 und 35), 
2. Erhebungen der Benützungsarten (§ 38), 
3. Ausstellung von Bescheinigungen (§ 39), 
4. Gren;zwiderherstellungen (§40) und 
5. Grenzermittlungen (§ 41) .. 

§ 34. (1) Auf Antrag der Grundeigentümer sind 
Grenzvermessungen für die in den §§ 13 und 15 
des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBI. Nr. 3/ 
1930, gen;mriten Zwecke sowie zum Zwecke' der 
Umwandlung (§ 17 Z. 2) durchzuführen. Hiebei 
ist darauf Bedacht zu nehmen,daß'dadurch die 
Erfüllung der übrigen gesetzlichen Aufgaben der 
Vermessungsämter nicht beeiriträchtigt wird. 

(2) Wenn im Sprengel eines Vermessungsam.tes 
kein Ingenieurkonsulent für VermesSUrigswesen 
seinen Sitz hat, sind auf Antrag der Grundeigen­
tümer auch Grenzvermessungen für alle Zwecke 
der grundbücherlichen Teilungen, Ab- und Zu­
schreibungen innerhalb zweier Jahre ab Antrag­
stellung durchzuführen. 

§ 35. (1) Grenzvermessungen zum Zwecke der 
Umwandlung umfassen die Grenzverhandlungen 
gemäß§§ 24 bis 26, die Vermessung der festgeleg­
ten Grenzen gemäß § 36 und die' Erstellung eines 
Planes. 

(2) Sonstige Grenzvermessungen umfassen 
1. wenn nur im Grenzkataster oder nur im 

Grundsteuerkataster enthaltene Grundstücke 
betroffen werden, die Kennzeichnung der 
neu entstehenden Grenzen in der Weise, 
wie sie der § 845 des allgemeinen bürger­
lichen Gesetzbuches vorsieht, zu der die be­
teiligten Eigentümer zu laden -sind, die Ver­
messung gemäß§ 36 sowie die Ausfertigung 
der erforderlichen Pläne oder Anmeldungs­
bogen und die Festsetzung der zur grund­
bücherlichen Durchführung . erforderlichen 
Grundstücksnummern; 

2. wenn sowohl im Grenzkataster als auch im 
Grundsteuerkataster enthaltene Gruridstücke 

. hetroffen werden, überdies eine Grenzver-

handlung gemäß §§ 24 bis 26 insoweit, als 
dies zur Festlegung der über den bisherigen 
Umfang hinausgehenden Grenzen der im 
Grenzkatasterenthaltenen Grundstücke er­
forderlich ist. 

§ 36. (I} Die Vermessungen in den Katastral­
gemeinden, in denen ein Neuanlegungsverfahren 
angeordnet oder abgeschlossen worden ist, sind 
unter Anschluß an das Festpunktfeld derart vor..; 
zunehmen, daß die Lage der Grenzpunkte durch 
Zahlenangaben gesichert und der' Grenzverlauf 
in der Katastralmappe darstellbar ist . 

(2) Für die Vermessungen in den übrigen 
Katastralgemeinden ist dei- .Abs.·l mit der Maß­
gabe anzuwenden, daß anstelle des AnsChlusses 
an das Festpunktfeld seit ihrer letz'ten Vermes­
sung unverändert gebliebene Punkte in die Ver-
messung einzubeziehen sind. . 

(3) Die näheren Vorschriften über ,die.Ver­
messungen gemäß Abs. 1 und 2 sowie über die 
Fehlergrenzen erläßt nach dem jeweiligen Stand 
der Wissenschaft und der Technik sowie den 
Erfordernissen der Wirtschaftlichkeit .. i.m Hin::­
blick auf Bodenwert und technische Gegebe1)heiten 
der Bundesminister für Bauten und Technik 
durch Verordnung; 

§ 37. (1) Pläne im Sinne des § 35 haben zu 
enthalten 

1. das Datum der Vermessung und der Plan-
ausfertigung, . 

2. sofern die Vermessung länger als zwei J ahfe 
zurückliegt, eine Erklärung, daß der' darge..' 
stellte Grenzverlauf mit dem Naturstand 
übereinstimm t, 

3. Ang3!ben über die Art ·der Kennzeichming 
der Grenzen, . . 

4. im Falle von Veränderungen eine Gegen­
überstellung des Katasterstandes unter :Be­

.rücksichtigung der angemerkten Plän~ und 
Anmeldungsbogen und des Standes nach der 
Vermessung, wobei die vom Vermessungs­
amt vorläufig festgesetzten Grundstücksnum­
mern anzugehen sind, und 

5. die vermessungstechnischen Angaben zur 
Lagebestimmung der von der Vermessung 
betroffenen Grenzen. . 

(2) Die näheren Vorschriften über die gemäß 
Abs. 1, Z. 3, 4 und 5 erforderlichen Angaben 
erläßt nach dem jeweiligen Stand der Wissen­
schaft und der Technik sowie den Erfordernissen 
der Wirtschaftlichkeit im Hinblick auf Boden­
wert und technische Gegebenheiten der Bundes­
minister für Bauteri und Technik durch Verord­
nung .. 

§ 38. (1) Die Erhebung der Benützungsart ist 
vorzunehmen. 

1. hinsichtlich einzelner Grundstücke anläßlich 
jeder Grenzvermessung gemäß§ 34 oder auf 
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Antrag der Eigentümer innerhalb eines Jah­
res nach Antragstellung und 

2. hinsichtlich eines Riedes oder einer ganzen 
Katastralge'ineinde von Amts wegen. 

(2) Im Falle eines'Antrages ist qer 'Eig~ntümer 
zur Amtshandlung zu laden. ' 

(3) Die Abgrenzungen der Benützungsarten 
sind so zu vermessen, daß sie in der Katastral­
mappe lagerichtig darstellb~r sind, 

§ 39. (1) Pläne der im § 1 Abs. 1 Z. 1, 3una4 
sowie Abs. 2 des' Liegenschaftsteilungsgesetzes, 
BGBl.· Nr; 3/1930, bezeichneten Personen öder 
Dienststellen bedürfen zu ihrer grundbücherliehen 
Durchführung einer Bescheinigung des Vermes­
sungsamtes, die innerhalb zweier Jahre vor dem 
Einlangen beim. Grundbuchsgericht ausgestellt ist. 

(2) Die Bescheinigung ist zu erteilen, wenn 
. 1. der Plan den Voraussetzungen der §§ 37 und 

43 Abs. 4, 5 und 6 entspricht, wobei eine 
Erklärung gemäß § 37 Abs. 1 Z. 2 zum 
Zeitpunkt des Einlangens des Antrages beim 
Vermessungsamt nicht älter als drei Monate 
sein darf, und 

2. ein für den Grenzkataster bestimmtes Gleich­
stück des Planes vorgelegt wurde. 

(3) Enthält ein. Plan nur Grundstücke, ,die zu­
folge einer neuen Flureinteilung bei einem Ver­
fahren der Agrarbehörden inden Angelegen­
heiten der Bodenreform in der Natur nicht mehr 
bestehen, sind die die Vermessung und die Kenn­
zeichnung der Grenzen betreffenden Angaben 
nicht erforderlich. 

(4) Setzt die grundbücherlime Durchführung 
eines Planes die Durmführung eines angemerk­
ten Planes oder Anmeldungsbogens (§ 11 Abs. 1 
Z. 2) voraus, so ist; sofern die Voraussetzungen 
des Abs. 2 vorliegen, die Besmeinigung unter der 
Bedingung auszustellen, daß der angemerkte Plan 
oder Anmeldungsbogen im Grundbum spätestens 
gleimzeitig durchgeführt wird. . 

(5) Gemeinsam mit der Besmeinigung sind die 
zur grundbücherlichen Durchführung erforder­
lichen Grundstücksnummern endgültig festzuset­
zen." 

14. § 41 hat zu lauten: 

,,§ 41. (1) Auf Antrag der beteiligten Eigen­
tümer kann die Vermessung von nicht im Grenz­
kataster enthaltenen Grundstücken, über deren 
Grenzverlauf kein Streit besteht, vorgenommen 
werden 

1. in Katastralgemeinden, in denen das teilweise 
Neuanlegungsverfahren eingeleitet ist, 

2. in sonstigen Katastralgemeinden, sofern sie 
im Sprengel eines Vermessungsamtes liegen, 
in dem. kein Ingenieurkonsulent für Ver­
messungswesen seinen Sitz hat. 

I-liebei . ist darauf. Bedacht zu nehmen". daß da­
durm die Erfüllung der übrigen gesetzlimen ·Auf­
gaben der Vermessungsämter nicht beeinträmtigt 
wird. 

(2) Der Vermessung hat fine Grenzverhand­
lung gemäß §§ 24, 25 Abs. 1 und § 26.vorauszll­
gehen. 

,(3) Bei Grenzvermessungen gemäß Abs. 1 Z. 1 
ist hinsichtlich der Grundstücke, deren Grenzen 
zur Gänze von der Grenzvermessung erfaßt wor­
den sind, der Grundsteuerkataster von Amts 
wegen in den Grenzkataster umzuwandeln." 

15. § 42 hat zu·entfallen. 

16. § 43 hat zu lauten: 

,,§ 43. (1) Die Organe und Beauftragten der in 
§ 1 Abs. 1 Z. 1, 3 und 4 sowie Abs. 2 des Liegen­
schaftsteilungsgesetzes, BGBL Nr. 3/1930, bezeich­
neten Personen oder Dienststellen sind unbe­
smadet der Vorschriften des Ei~enbahngesetzes 
1957, BGBL Nr. 60, des Luftfahrtgesetzes, BGBL 
Nr. 253/1957, sowie der Bundesgesetze über mili­
tärische Sperrgebiete, BGBL Nr. 204/1963, und 
über militärisme Munitionslager, BGBL Nr. 197/ 
1967, befugt, zur Durmführung ihrer vermes­
sungstechnischen Arbeiten 

1. jedes Grundstück mit Ausnahme der darauf 
errid1teten Gebäude zu betreten und, soweit 
es die Bewirtsmaftungsverhältnisse erlauben, 
zu befahren, 

2. einzelne, die Verr:nessungsarbeiten hindernde 
Bäume, Sträucher und sonstige Pflanzen im 
notwendigen Umfang zu beseitigen und 

3. alle erforderlichen Vermessungszeichen vor­
übergehend und Grenzzeichen anzubringen_ 

(2) Bei Ausübung der Befugnisse nach Abs. r 
sind Beeinträchtigungen der Ausübung von Rem­
ten an den Grundstücken soweit wie möglich ZU­

vermeiden. 

(3) Für die Schadloshaltung gemäß § 1323 des 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches für Schä­
den, die durch Arbeiten nach Abs. 1 entstehen, 
haben' die Bestimmungen des § 5 Anwendung; 
zu finden. 

(4) Vermessungen für die in den §§ 34 und 
52 Z. 5 angeführten Zwecke sind gemäß § 36 
durchzuführen. 

(5) Die Pläne über Vermessungen nach Abs. 4' 
haben neben den in § 37 angefiihrten Angaben 
n'och einen Hinweis auf die Berechtigung des 
Planverfassers sowie bei Mappenberichtigungen 
überdies eine Beurkundung' des Vermessungsbe­
fugten, daß hinsimtlichdes unverändert geblie­
benen Grenzverlaufes zwischen den beteiligten 
Eigentümern übereinstimmung besteht, zu. ent­
halten. Werden von einer Teilung sowohl im 
Grenzkataster als auch im Grundsteuerkataster 
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enthaltene Grundstücke betroffen, so ist der Plan 
derart anzulegen, daß sämtliche Grenzen der 
ersteren festgelegt sind. 

(2) Auszüge und Amtshandlungen im Sinne 
des Abs. 1 sind 

1. Auszüge aus dem Grundstücksverzeidmis, 
2. Auszüge aus dem technischen Operat, 

(6) Sind von Plänen über Vermessungen nach 3. Amtshandlungen nach ,den §§ 12 (auf Antrag 
Abs. 4, Grundstücke in' Katastralgemeinden, in des Eigentümers), 34, 38 Abs. 1 Z. 1 (auf 
denen das teilweise Neuanlegungsverfahren ein7Antrag des Eigentümers), 39,40 und 41. 
geleitet ist, betroffen, die noch nicht im Grenz-
kataster enthalten sind, so sind überdies Zustim- § 48. (1) Die Vermessungsbehörden sind, so­
mungserklärungen der Eigentümer der angren- weit nicht militärische Interessen entgegenstehen, 
zen den Grundstücke zum Verlauf der Grenze berechtigt, neben den im § 47 Abs. 2 angeführten 
dieser Grundstücke anzuschließen. Soweit solche Auszügen Und Kopien sonstige Auszüge und 
Zustimmungs erklärungen nicht zu erlangen Kopien von vermessungstechnischen Unterlagen, 
waren, hat der Plan eine Erklärung des Plan- Luft?ilder, Vordrucke, staatlich~ Landkarten und 
verfassers hierüber unter Angabe der Namen ~ Koplen VOn Grundlagen staathcher Landkarten 
und Adressen der betreffenden Eigentümer zu gegen Kostenersatz abzugeben sowie die' Verwet­
enthalten." . tung gegen angemessene Vergütung zu gestatten. 

(2) Die Verkaufspreise und die Vergütungen 

17. § 44 hat zu lauten: 
. gemäß. Abs. 1 sind vom Bundesamt für Eich­
• und Vermessungswesen kostendeckend festzuset-

,,§ 44. (1) Die Gi"undeigentümer und die Nut- zen. 
zungsberechtigten sind verpflichtet, dem Vermes-
sungsamt folgende Knderungen an ihren Grund- (3) Das Bundesamt für Eich- und Vermessungs­
stücken innerhalb vier Wochen ab Kenntnis-, wesen ist überdies. berechtigt, Messungsaufnah­
nahm~ zu melden men aus Zivillufofahrzeugen im Fluge gegen 

Kostenersatz durchzuführen." 
1. 1\nderungen von Grenzen gemäß §§ 411 und 

412 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz­
buches, 

2. Knderungen von Grenzen gemäß § 418 des 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches und 

3. die Beschädigung oder Zerstörung von Ver­
messungszeichen. 

(2) Die Gerichte sowie die sonstigen Behörden, 
1\mter und Dienststellen der Gebietskörperschaf­
ten sind verpflichtet, alle Wahrnehmungen oder 
ihnen zugekommenen Meldungen über Knde­
rungen gemäß Abs. 1 sowie über Knderungen 
der Benützungsarten und deren Abgrenzungen 
dem Vermessungsamt mitzuteilen und ihnen zu­
gekommene planliche Unterlagen hierüber zu 
übermitteln." 

18. Die §§ 47 und 48 haben zu lauten: 

,,§ 47. (1) Von den Parteien sind für die Aus­
stellung der in Abs. 2 Z. 1 und 2 angeführten 
Auszüge und für Amtshandlungen nach Abs. 2 
Z. 3 besondere Verwaltungsabgaben zu entrich­
ten, die vom Bundesminister für Bauten und 
Technik entsprechend dem dadurch entstehenden 
Aufwand in Bauschbeträgen durch Verordnung 
festzusetzen sind. Die Bauschbeträge sind nach 
,der für die Durchführung erforderlichen Zeit, 
nach der Zahl der erforderlichen Amtsorgane 
und nach den anfallenden durchschnittlichen Bar­
.auslagen (Drucksorten, Material, Reisekosten und 
Postgebühren) zu ermitteln. Kndert sich der so 
ermittelte Aufwand um mehr als 20 v. H., ist 

,eine Neufestsetzung der besonderen Verwaltungs­
.abgaben vorzunehmen. 

19. § 51 hat zu lauten: 

,,§ 51. (1) Wer ein Vermessungszeichen unbe­
fugt zerstört, verändert, entfernt, beschädigt oder 
in seiner Benützbarkeit beeinträchtigt, begeht, 
sofern nicht ein gerichtlich zu ahndender Tat­
bestand vorliegt, eine Verwaltungsübertretung 
und ist mit einer Geldstrafe bis 5000 S oder mit 
Arrest bis zu zwei Wochen zu bestrafen. 

(2) Wer die im § 44 Abs. 1 vorgeschriebene 
Meldung nicht oder nicht rechtzeitig erstattet, 
begeht eine Verwaltung'sübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis 500 S oder mit Arrest bis zu drei 
Ta'gen zu bestrafen. 

(3) Im Falle einer Verwaltungsübertretung nach 
Abs. 1 sind dem Täter im Straferkenntnis über­
dies die Kosten der Wiederherstellung des Ver­
messungszeichens zugunsten des Bundes aufzu­
erlegen. 

(4) Die Verjährungsfrist beträgt drei Jahre, 
die Frist, nach deren Ablauf im Verwaltungs­
strafverfahren ein Straferkerintnis nicht mehr ge­
fällt und eine Strafe nicht mehr 'vollstreckt wer­
den darf, fünf Jahre. 

(5) In den Fällen der Absätze 1, 2 und 3 steht 
dem Bundesamt für Eich- und Vermessungs­
wesen gegen den Bescheid der Verwaltungsbe­
hörde die Berufung zu." 

20. § 52 hat zu lauten: 

,,§ 52. Für alle nicht im Grenzkataster enthal­
tenen Grundstücke ist der Grundsteuerkataster 
nach den BestiIIiPlungen dieses Bundesgesetzes 
mit folgender Maßgabe weiterzuführen: 
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1. Die Bestimmungen des § 8 Z. 1 und der 
§§ 40, 49 und 50 sind auf Grenzen, die, nur im 
Grundsteuerkataster enthalten sind, nicht anzu­
wenden. 

2. Die bisherigen Angaben über Kulturgattun­
gen, Widmungen und Flächenausmaße sind auf 
Grund von Erhebungen gemäß § 38 durch die 
Angabe der Benützungsarten und der Flächen­
ausmaße gemäß § 9 Abs. 3 Z. 2 und 3 zu ersetzen. 

3. Grundstücke des' Grundsteuerkatasters kön­
nen unter der Voraussetzung des § 11 Abs. 1 von 
Amts wegen vereinigt oder geändert werden, 
wenn dies.im Zuge von Erhebungen gemäß § 38 
A bs. 1 Z. 2 zur Darstellung von Grundflächen 
gleicher Benützungsart in der Katastralmappe 
zweckmäßig ist. 

4. Die Vereinigung von im Grundsteuerkata­
ster enthaltenen Grundstücken mit jenen des 
Grenzkatasters gemäß § 12 ist ausgeschlossen. 

5. Ergibt sich, daß die Darstellung des Grenz­
verlaufes eines Grundstückes in der Katastral­
mappe mit dem seit der letzten Vermessung 
unverändert gebliebenen Grenzverlauf dieses 
Grundstückes in der Natur nicht übereinstimmt, 
so ist' die Berichtigung der Katastralmappe von 
Amts wegen vorzunehmen." 

21.§ 53 Z. 1, 3 und 5 haben zu entfallen. 

22. Der Anhang hat zu lauten: 

,,(1) Benützungsarten gemäß § 10 Abs. 1 sind 
1. Bauflächen, das sind baulich genutzte Grund­

flächen und solche, die in ihrer überwiegen­
den Nutzung diesen dienen; 

2. landwirtschaftlich genutzte Grundflächen, 
das sind Äcker, Wiesen und Hutweiden; 

3. Gärten, das sind Grundflächen, die in gärt­
nerischer Nutzung stehen oder überwiegend 
Freizeit- oder Erholungszwecken dienen, so­
weit sie nicht unter Z. 1 fallen; 

4. Weingärten, das sind dem Weinbau die­
nende Grundflächen; 

5. Alpen, das sind Grundflächen, die alpwirt­
schaftlich genutzt werden; 

6. Wald, das sind Grundflächen, die der Wald­
kultur dienen; 

7. Gewässer, das sind Grundflächen, die der 
Aufnahme von fließendem oder stehendem 
Wasser dienen, einschließlich der unmittelbar 
anschließenden Böschungen und Dämme so­
wie Sümpfe und mit Schilfrohr bewachsene 
Grundflächen; 

8. sonstige. 

gemäß § 10 Abs. 1 

3. bei landwirtschaftlich genutzten Grundflä­
chen und bei den sonstigen Benützungsarten 
1000rn! und 

4. bei Alpen u'nd Wahl 2000 rn2;" 

Artikel 11 

Das Liegenschaftsteilungsgesetz, BGBl. Nr. 3/ 
1,930, in der Fassung der Verordnung DRGBl. 
1944 I S. 216, der Bundesgesetze BGBl. Nr. 141/ 
1950,39/1955,166/1961,306/1968 und der Kund­
rnachung BGBI. Nr. 265/1961 wird, wie folgt 
geändert: 

1. § 1 hat zu lauten: ' 

,,§ 1. (1) Die grundbücherliche Teilung eines 
Grundstückes kann nur auf Grund eines Planes 
durchgeführt werden, der 

1. von einem Ingenieurkonsulenten für Ver­
messungswesen, 

2. von einer Verrnessungsbehörde, 
3. innerhalb ihres Wirkungsbereiches von einer 

Dienststelle des Bundes oder eines Landes, 
die über einen Bediensteten verfügt, der das 
Studium für Vermessungswesen an einer 
wissenschaftlichen Hochschule vollendet hat 
und eine praktische Betätigung durch min­
destens zwei Jahre auf dem Gebiet der 
Grenzvermessungen für alle Zwecke der 
grundbücherlichen Teilungen, Ab- und Zu­
schreibungen nachweist, oder 

4. innerhalb ihres Wirkungsbereiches von einer 
Agrarbehörde verfaßt worden ist. 

(2) Durch Verordnung können nach Einho­
lung eines Gutachtens der beteiligten Ingenieur­
kammern auch die für Zwecke des eigenen Dienst~ 
bereiches verfaßten Pläne anderer Behörden und 
Ämter, die über mindestens einen Bediensteten 
verfügen, der das Studium für Vermessungs­
wesen an einer wissenschaftlichen Hochschule voll­
endet hat, und eine praktische Betätigung durch 
mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der Grenz­
vermessungen für alk Zwecke der grundbücher­
lichen Teilungen, Ab- und Zuschreibungen nach­
weist, als geeignet erklärt werden, zur Grundlage 
grundbücherlicher Teilungen zu dienen .. 

(3) Die durch eine Verordnung gemäß Abs. 2 
verliehene Berechtigung -erlischt, wenn kein Be­
diensteter, der, die genannten Voraussetzungen 
aufweist, dieser Dienststelle mehr angehört." 

2. § 27 hat zu entfallen. 

3. § 30 hat zu lauten: (2) Die Mindestausmaße 
betragen 

1. bei Bauflächen 30 m2, 

2. bei Gärten gemäß Abs. 
und Gewässern 500 m2, 

,,§ 30. Ein Grundstück ist jener Teil einer 
Katastralgemeinde, der im Grenzkataster oder 

1 Z. 3, Weingärten im Grundsteuerkataster als solcher mit einer 
eigenen Nummer bezeichnet ist." 
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ArtikelIII 

Das Luftfahrtgesetz, BGBf. Nr.· 253/1957, in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 2/1963 
wird wie folgt geändert: 

Der Abs. 2 des § 130 hat zu lauten: 

,,(2) Für Messungsaufnahmen aus Zivilluftfahr­
zeugen im Fluge und für deren Verwendung ist 
unbeschadet sonstiger gesetzlicher Vorschriften 
die Bewilligung des Bundesministeriums für Bau­
ten und Technik erforderlich, das im Einverneh­
men mit dem Bundesminist:erium für Lande·s~ 
verteidigung zu entscheiden hat. ·über Messungs­
aufnahmen aus Zivilluftfahrzeugen im Fluge, die 
vom Bundesamt für Eich- und Vermessu.ngs­
wesen durchgeführt werden sollen, ist das .Ein­
vernehmen zwischen den Bundesministerien für 
Landesverteidigung und für Bauten und Technik 
herzustellen. " 

Artikel IV 

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1975 in 
Kraft. 

Durchführungsverordnungen können bereits 
vor dem in Abs. 1 genannten Zeitpunkt erlassen 
werden, jedoch treten diese frühestens mit dem 
Wirksamkeitsbeginn dieses Bunde9gesetzes in 
Kraft. 

Artikel V 

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun­
desgesetzes richtet sich hinsichtlich des Art. I 
nach § 59 des Vermessungsgesetzes und hinsicht­
lich des Art. II nach § 39 des Liegenschaftstei­
lungsgesetzes und hinsichtlich des Art. III nach 
§ 153 des Luftfahrtgesetzes. 
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